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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Übermittlung von Root- und Intermediate-Zertifikaten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 27. März 2023 ein Schreiben 
veröffentlicht, in dem es die Vorgaben für die Übermittlung von Root- und 
Intermediate-Zertifikaten aufgrund der BSI TR-03145 Teil 5 festlegt. 

Hintergrund 

Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) hat nach § 5 
KassenSichV in Technischen Richtlinien die technischen Anforderungen an das 
Sicherheitsmodul, das Speichermedium und die einheitliche digitale Schnittstelle 
des elektronischen Aufzeichnungssystems festzulegen. Dazu gehören auch die 
Anforderungen an die Public Key Infrastruktur. 

Anforderungen an die Public Key Infrastruktur für zertifizierte technische 
Sicherheitseinrichtungen sind in der Technischen Richtlinie BSI TR-03145 Teil 5 
niedergelegt. Zu den Anforderungen gehört unter anderem, dass Root- und 
Intermediate-Zertifikate beim BMF hinterlegt werden müssen (vgl. Tz. 4.1). 

Aufgrund der entsprechenden Vorgaben der Tz. 4.1 der BSI TR-03145 Teil 5 hat 
das BMF folgende Regelungen im Einvernehmen mit dem Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) erlassen: 

I. Übergabe von Root-Zertifikat und erstmalige Übergabe von 
IntermediateZertifikaten 

Nach der Vorgabe IR.Req.14 der BSI TR-03145 Teil 5 sind Root-Zertifikate 
grundsätzlich persönlich zu übergeben. Dies gilt auch für die erstmalige Übergabe 
von IntermediateZertifikaten. Die Übergabe hat am Dienstsitz des BMF in Berlin 
zu erfolgen. Bei der Übergabe muss sich die Person durch ein Ausweisdokument 
ausweisen können und durch eine Vollmacht die Befugnis zur Übergabe 
nachweisen. Sofern eine juristische Person oder Personengesellschaft 
übergabepflichtig sind, ist eine lückenlose Vollmachtskette von dem zur 
Vertretung berechtigten Organ erforderlich. 

Für die Übergabe ist eine Terminvereinbarung erforderlich. Der Termin ist per E-
Mail über die E-Mail-Adresse IVA4@bmf.bund.de zu vereinbaren. 

II. Andere Übermittlungsformen für Root-Zertifikate 

Sofern ein anderer Weg als die persönliche Übergabe gewählt werden soll, ist 
dieser Weg zu beschreiben. Bei der Beschreibung soll dargestellt werden, dass 
das Sicherheitsniveau dem der persönlichen Übergabe entspricht. 

Die Beschreibung ist sowohl an das BMF als auch an das BSI per E-Mail 
(IVA4@bmf.bund.de sowie registrierkassen@bsi.bund.de) zu übersenden. 

https://mailto:IVA4@bmf.bund.de/
https://mailto:IVA4@bmf.bund.de/
https://mailto:registrierkassen@bsi.bund.de/
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Eine Nutzung des alternativen Übermittlungswegs ist erst nach Billigung des BSI 
zulässig. 

III. Spätere Übermittlung von Intermediate-Zertifikaten 

Sofern das Root-Zertifikat bereits an das BMF übermittelt wurde, können 
nachträglich ausgegebene Intermediate-Zertifikate per E-Mail an das BMF 
(IVA4@bmf.bund.de) übermittelt werden. 

Hierbei ist das Intermediate-Zertifikat in einer Container-Datei, wie z. B. Zip- oder 
z7-Datei, zu übersenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 27. März 2023, IV A 4 - S 0316-a/19/10005 :011.  

https://mailto:IVA4@bmf.bund.de/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2023-03-27-uebermittlung-von-root-und-intermediate-zertifikaten-aufgrund-der-BSI-TR-03145-teil-5.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 30. März 2023 

 
 
Dem EuGH wird u.a. folgende Frage vorgelegt: 
Handelt es sich um die "Entnahme eines Gegenstands durch einen 
Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen ... als unentgeltliche 
Zuwendung" i.S. von Art. 16 MwStSystRL, wenn ein 
Steuerpflichtiger Wärme aus seinem Unternehmen unentgeltlich an 
einen anderen Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit 
abgibt (hier: Zuwendung von Wärme aus dem Blockheizkraftwerk 
eines Stromlieferanten an ein landwirtschaftliches Unternehmen 
zum Beheizen von Spargelfeldern)? Kommt es hierfür darauf an, 
ob der steuerpflichtige Empfänger die Wärme für Zwecke 
verwendet, die ihn zum Vorsteuerabzug berechtigen? 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Ein inländisches Grundstück ist einer Gesellschaft im Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuerschuld für den nach § 1 Abs. 3 GrEStG der 
Grunderwerbsteuer unterliegenden Rechtsvorgang zuzurechnen, 
wenn sie zuvor in Bezug auf dieses Grundstück einen unter § 1 
Abs. 1 GrEStG (und die Verwertungsbefugnis einschließenden) 
oder einen unter § 1 Abs. 2 GrEStG fallenden Erwerbsvorgang 
verwirklicht hat. Für Zwecke des § 1 Abs. 3 GrEStG ist es ihr nicht 
mehr zuzurechnen, wenn ein Dritter in Bezug auf dieses 
Grundstück einen unter § 1 Abs. 1 GrEStG (und die 
Verwertungsbefugnis einschließenden) oder einen unter § 1 Abs. 2 
GrEStG fallenden Erwerbsvorgang verwirklicht hat.  
 
Zum Urteil, siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil II R 
33/20 vom selben Tag. 
 
 
Gegen die Höhe des Säumniszuschlags nach § 240 Abs. 1 Satz 1 
AO bestehen auch bei einem strukturellen Niedrigzinsniveau keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EuGH-Vorlage XI R 
17/20: Zur 
Umsatzbesteuerung 
der Wärmeabgabe aus 
einer Biogas-Anlage 
 
 
 
 
 
 
22. November 2022 
 

Urteil II R 40/20: 
Zurechnung von 
Grundstücken nach 
Abschluss einer 
Vereinbarungs-
treuhand 
 
 
 
 
 
14. Dezember 2022 
 

 

 Urteil VII R 55/20: Zur 
Verfassungsmäßigkeit 
von Säumnis-
zuschlägen 
 
 
 
 
 
 
 
15. November 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310074/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310072/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350047/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350047/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310073/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH-Vorlage: BFH sieht weiteren Klärungsbedarf zur Nichtsteuerbarkeit 
der organschaftlichen Innenumsätze 
Mit einem neuerlichen Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH soll im 
Hinblick auf die umsatzsteuerliche Organschaft geklärt werden, ob an der 
bisherigen Annahme der Nichtsteuerbarkeit sogenannter Innenumsätze weiter 
festzuhalten ist. Es handelt sich um das bereits zweite 
Vorabentscheidungsersuchen in dieser Sache, bei dem es nunmehr um eine 
Frage geht, die aufgrund der ersten Entscheidung des EuGH in diesem Verfahren 
zweifelhaft geworden ist. 
Hintergrund 
Umsätze zwischen den Mitgliedern einer Organschaft unterliegen nicht der 
Umsatzsteuer, weil die Organgesellschaft als "unselbständiger" Teil im 
Gesamtunternehmen des übergeordneten Organträgers angesehen wird. Zweifel 
an dieser Betrachtung ergeben sich daraus, dass der EuGH die 
Organgesellschaft als selbständig ansieht und die Organschaft nach seiner 
Rechtsprechung nicht zur Gefahr von Steuerverlusten führen darf. Letzteres 
könnte zu bejahen sein, wenn der die Leistung von der Organgesellschaft 
beziehende Organträger, wie im konkreten Streitfall, nicht zum vollen 
Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
Das zweite (aktuelle) Vorabentscheidungsersuchen in diesem Rechtsstreit 
bezieht sich auf entgeltliche Leistungen zwischen den Personen, die i.S. von Art. 
4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG eng miteinander verbunden sind 
und damit auf Umsätze zwischen Mitgliedern einer Mehrwertsteuergruppe 
(sogenannte Innenumsätze). Zu entscheiden ist, ob derartige Innenumsätze dem 
Anwendungsbereich der Steuer i.S. von Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG 
unterliegen und sie daher steuerbar sind oder ob sie dem Anwendungsbereich 
nicht unterliegen und sie daher als nicht steuerbar anzusehen sind. 
Durch das frühere (erste) Vorabentscheidungsersuchen war zu klären, ob die 
nationale Regelung zur Organschaft überhaupt unionsrechtskonform ist und ob es 
zu einer Entnahmebesteuerung kommt. Nachdem der EuGH diese Fragen in 
seinem Urteil Finanzamt T geklärt hat und der BFH im Hinblick auf dieses Urteil 
davon ausgeht, dass die nationale Regelung zur Organschaft dem Grunde nach 
unionsrechtskonform ist und es im Streitfall zu keiner Entnahmebesteuerung 
kommt, stellen sich aber aufgrund der EuGH-Urteile Norddeutsche Gesellschaft 
für Diakonie vom 01.12.2022 - C-141/20 und Finanzamt T (hierzu: 
unser Blogbeitrag vom 2. Dezember 2022) nunmehr die jetzigen Vorlagefragen, 
mit denen für den Streitfall zu klären ist, ob Innenumsätze entgegen der ständigen 
BFH-Rechtsprechung dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer unterliegen 
und damit steuerbar sind. 
Sollte der EuGH entscheiden, dass Innenumsätze entgegen der ständigen BFH-
Rechtsprechung steuerbar sind, hätte dies weitreichende Folgen. 
Umsatzsteuerrechtlich dient die Organschaft als Gestaltungsinstrument für 
Unternehmer, die nicht zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt sind (z.B. Banken 
und Versicherungen, Unternehmer im Gesundheits- und Sozialwesen und im 
Bildungsbereich sowie Vermieter von Wohnungen). Nichtabziehbare 
Vorsteuerbeträge lassen sich bislang für derartige Unternehmen dadurch 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/234809/eugh-umsatzsteuerliche-organschaft-prinzipiell-mit-eu-recht-vereinbar/
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vermeiden, dass sie mit Dienstleistern Organschaften begründen, so dass die 
bezogenen Leistungen nicht steuerbar sind. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 26. Januar 2023 (V R 20/22 (V R 40/19)), veröffentlicht am 
23. März 2023, vgl. die Pressemitteilung 019/23. 
Eine englische Zusammenfassung des Urteils finden Sie hier. 
 
 
Organschaft: Steuerschuldner und finanzielle Eingliederung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit zwei die Organschaft betreffenden 
Entscheidungen zum einen seine Rechtsprechung zur finanziellen Eingliederung 
geändert und zum anderen ein neues Vorabentscheidungsersuchen an den 
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) gerichtet. Beide Entscheidungen 
sind nach Vorabentscheidung durch den EuGH ergangen. 
Hintergrund 
Mit dem Urteil vom 18. Januar 2023, XI R 29/22 (XI R 16/18) sieht der BFH die 
sich aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) ergebende 
Steuerschuldnerschaft des Organträgers für die Umsätze der Organschaft 
entgegen früheren Zweifeln weiterhin als unionsrechtskonform an. Die vom EuGH 
hierfür genannten Bedingungen (Willensdurchsetzung und keine Gefahr von 
Steuerausfällen) werden gewährleistet, da der BFH schon bisher die Möglichkeit 
der Willensdurchsetzung verlangt und die Organgesellschaft nach § 73 der 
Abgabenordnung für die Umsatzsteuer des Organträgers haftet. 
Im Hinblick auf das Kriterium der Willensdurchsetzung ändert der BFH allerdings 
seine Rechtsprechung zur finanziellen Eingliederung. Für das Bestehen einer 
Organschaft ist zwar weiter im Grundsatz erforderlich, dass dem Organträger die 
Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft zusteht. Die finanzielle 
Eingliederung liegt nunmehr aber auch dann vor, wenn der Gesellschafter zwar 
über nur 50 % der Stimmrechte verfügt, die erforderliche Willensdurchsetzung bei 
der Organgesellschaft aber dadurch gesichert ist, dass er eine 
Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Organgesellschaft hält und er den einzigen 
Geschäftsführer der Organgesellschaft stellt. 
Mit dem Beschluss vom 26. Januar 2023, V R 20/22 (V R 40/19) soll geklärt 
werden, ob an der bisherigen Annahme der Nichtsteuerbarkeit sog. Innenumsätze 
weiter festzuhalten ist. Es handelt sich um das bereits zweite 
Vorabentscheidungsersuchen in dieser Sache, bei dem es nunmehr um eine 
Frage geht, die aufgrund der ersten Entscheidung des EuGH in diesem Verfahren 
zweifelhaft geworden ist (siehe dazu unseren Beitrag oben). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. Januar 2023 (XI R 29/22 (XI R 16/18)), veröffentlicht am 23. 
März 2023, vgl. die Pressemitteilung 019/23. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 

  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/organschaft-im-umsatzsteuerrecht/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/236498/supreme-tax-court-two-follow-up-decisions-on-vat-group-requirements/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310071/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/organschaft-im-umsatzsteuerrecht/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/236498/supreme-tax-court-two-follow-up-decisions-on-vat-group-requirements/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Steuerliche Abschreibung von Gasnetzen infolge der Entscheidung der 9. 
Beschlusskammer der BNetzA 
  
Die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen hat gegenüber allen Betreibern von 
Gasversorgungsnetzen i.S.d. § 3 Nr. 7 EnWG am 08. November 2022 
beschlossen, dass die ab 2023 aktivierten Investitionen der Gasnetzbetreiber bis 
2045 kalkulatorisch abgeschrieben werden können. 
 
Weiter geht es hier. 

 
Terminplaner 
  
Zweite Fachtagung „Trade Compliance“ 
Webinar 18.04. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/trade-compliance
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236525/steuerliche-abschreibung-von-gasnetzen-infolge-der-entscheidung-der-9.-beschlusskammer-der-bnetza/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
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